
Kaffeerunde VA  19.11.2025 
Zumutbarkeit von Mehrfachauskünften 

der Versorgungsträger 

 

Fragestellung: Wie oft ist es einem privaten oder betrieblichen Versorgungsträ-
ger innerhalb eines Scheidungsverfahrens zumutbar, Auskünfte nach § 220 Abs. 4 
FamFG zu erteilen und kann er für mehrfache Auskünfte auch mehrfache Kosten 
nach § 13 VersAusglG erheben? Gibt es dazu Rechtsprechung? 

 

Kurze Zusammenfassung: 

1. Mehrfache Auskünfte nach § 220 Abs. 4 FamFG sind grundsätzlich zumutbar, solange sie sich im 
Rahmen der gesetzlichen Auskunftspflicht bewegen und zur sachgerechten Entscheidung nötig sind. 
Eine starre “Obergrenze” (z.B. nur eine oder zwei Auskünfte) gibt es nicht. 

2. Die hierfür entstehenden Aufwände sind aber keine „Teilungskosten“ i.S.v. § 13 VersAusglG. Der 
Versorgungsträger kann für mehrfache Auskünfte nicht mehrfach Teilungskosten verlangen;  
die Auskunftskosten sind überhaupt nicht über § 13 VersAusglG umlagefähig (BGH 1.2.2012 – XII ZB 
172/11) 

1. Wie oft muss der Versorgungsträger Auskünfte nach § 220 Abs. 4 FamFG erteilen? 

Gesetzliche Ausgangslage 

• § 220 Abs. 1, 4 FamFG verpflichtet u.a. die Versorgungsträger, dem Familiengericht die für den Ver-
sorgungsausgleich erforderlichen Daten mitzuteilen (Ehezeitanteil, Ausgleichswert, korrespondie-
render Kapitalwert, Berechnungsweg, Teilungsordnung etc.).  

• § 220 Abs. 5 FamFG bestimmt, dass die genannten Personen und Stellen gerichtliche Ersuchen und 
Anordnungen zu befolgen haben.  

Weder § 220 FamFG noch das VersAusglG enthalten eine numerische Begrenzung, wie oft im selben Schei-
dungsverfahren Auskunft verlangt werden darf. Maßgeblich sind: 

• Erforderlichkeit (Amtsaufklärung, § 26 FamFG), 

• Verhältnismäßigkeit und 

• inhaltliche Begrenzung auf das, was § 220 Abs. 4 FamFG verlangt. 

Rechtsprechung zur Reichweite und Häufigkeit 

a) BGH, Beschl. v. 1.2.2012 – XII ZB 172/11 
Der BGH betont, dass das Gericht zur Prüfung der Angemessenheit der Teilungskosten und der 
Wertermittlung auf Auskünfte des Versorgungsträgers angewiesen ist und diese nach § 220 Abs. 4 
FamFG einholen darf. Das umfasst auch Erläuterungen zu Kalkulation, Rechnungsgrundlagen und 
Teilungskosten.  
→ Daraus folgt: ergänzende/vertiefende Auskünfte sind zulässig und zumutbar, wenn sie der Kon-
trolle des Versorgungsausgleichs dienen. 

b) BGH, Beschl. v. 17.2.2016 – XII ZB 447/13 Rn. 55 („Rentnerscheidung“) 

o Der BGH verlangt, dass bei laufenden Leistungen der Barwert zeitnah zur Entscheidung 
oder bezogen auf den Zeitpunkt der mutmaßlichen Rechtskraft ermittelt wird.  

o In der Praxis bedeutet das: nach einer ersten Auskunft zum Ehezeitende kann eine weitere 
(aktualisierte) Auskunft erforderlich werden, wenn zwischen Ehezeitende und Entschei-
dung ein erheblicher Zeitraum mit laufender Rentenzahlung liegt. 

o Inhaltlich erkennt der BGH an, dass mindestens eine zweite Berechnung im selben Verfah-
ren typischerweise sachlich erforderlich und damit zumutbar ist. 
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c) BGH, Beschl. v. 24.3.2021 – XII ZB 230/16 (externe Teilung / fiktive interne Teilung) 

o Der BGH verpflichtet den Quellversorgungsträger, wenn er die externe Teilung verlangt, zu-
sätzlich mitzuteilen, welche Versorgung die ausgleichsberechtigte Person bei fiktiver inter-
ner Teilung (mit ihren biometrischen Daten und fiktiven Teilungskosten) zu erwarten hätte 
– und leitet dies aus § 220 Abs. 4 FamFG ab (Rn. 44).  
Auch hier: zusätzliche Auskunft über das hinaus, was in der ersten Standardauskunft 
steckt. 

d) OLG Hamm, Beschl. v. 19.2.2015 – 4 WF 206/14 

o Leitsatz: Ein Versorgungsträger ist nach § 220 FamFG nur verpflichtet, die in § 220 Abs. 4 
FamFG genannten Angaben zu übermitteln; eine darüberhinausgehende kostenfreie Neu-
berechnung (hier mit anderem Rechnungszins) ist nicht geschuldet.  

o Das Gericht kann zwar eine Alternativberechnung verlangen, muss dann aber den Versor-
gungsträger wie einen sachverständigen Zeugen gegen Kostenübernahme beauftragen 
(z.B. über § 42 VersAusglG bzw. als Sachverständigenkosten): 

Die Pflicht zur (kostenfreien) Auskunft ist inhaltlich auf das gesetzlich Geschuldete begrenzt. 
Darüberhinausgehende fachliche Sonderberechnungen sind möglich, aber nur gegen Kostenerstat-
tung. 

Fazit zur „Zumutbarkeit“: 

• Ein Versorgungsträger muss so oft und so lange Auskunft geben, wie dies 

o inhaltlich im Rahmen des § 220 Abs. 4 FamFG bleibt (Werte, Berechnung, Regeln, Teilungs-
kosten) und 

o zur Sachaufklärung notwendig ist (z.B. erste Auskunft + aktualisierte Auskunft nach langer 
Verfahrensdauer oder nach Zurückverweisung). 

• Eine starre Obergrenze („maximal zwei Mal“) gibt es nicht. 

• Für zusätzliche Sonderberechnungen (Alternativ-Zinssätze, Szenarien, Simulationen etc.) besteht 
keine kostenlose Pflicht; diese können nur gegen Kostenerstattung verlangt werden (OLG Hamm 4 
WF 206/14).  

 

2. Können für mehrfache Auskünfte mehrfach Kosten nach § 13 VersAusglG erhoben werden? 

Hier ist die Rechtsprechung klar: 

a) Was sind „Teilungskosten“ nach § 13 VersAusglG? 

• § 13 VersAusglG erlaubt dem Versorgungsträger, bei interner Teilung die entstehenden Teilungskos-
ten hälftig mit den Anrechten beider Ehegatten zu verrechnen, soweit diese angemessen sind. 

• Nach BGH und herrschender Meinung gehören dazu nur die Kosten, die gerade durch die Durch-
führung der internen Teilung entstehen – insbesondere: 

o Aufnahme des Ausgleichsberechtigten in das Versorgungssystem, 

o Einrichtung und spätere Verwaltung des neuen (geteilten) Anrechts/Kontos.  

Nicht zu den Teilungskosten gehören: 

• Kosten der Ermittlung des Ehezeitanteils, 

• Kosten der Auskunftserteilung an das Familiengericht, 

• Kosten der Beteiligung am gerichtlichen Verfahren insgesamt. 
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Das wird sehr deutlich z.B. in den rechtlichen Arbeitsanweisungen der Deutschen Rentenversicherung (GRA 
zu § 13 VersAusglG Ziff. 2), die sich ausdrücklich auf den BGH-Beschluss vom 1.2.2012 – XII ZB 172/11 stüt-
zen.  

„Keine Teilungskosten sind dagegen Kosten, die dem Versorgungsträger für die Ermittlung des Ehe-
zeitanteils und die Auskunftserteilung an das Familiengericht (…) entstehen. Ferner erfassen die Tei-
lungskosten auch nicht den Aufwand, der dem Versorgungsträger infolge seiner Beteiligung am ge-
richtlichen Verfahren über den Versorgungsausgleich insgesamt entsteht.“ 

b) OLG-Rechtsprechung zur Abgrenzung 

• OLG Celle, Beschl. v. 12.4.2011 – 15 U 308/10 
Das Gericht grenzt ausdrücklich ab: Teilungskosten nach § 13 VersAusglG sind nur die Kosten der 
eigentlichen internen Teilung und Kontenführung; 
weder Generalunkosten noch der Aufwand für die Auskunftserteilung sind umlagefähig.  

• Weitere OLG-Entscheidungen (u.a. OLG Hamm 13 UF 31/17, OLG Brandenburg) führen denselben 
Gedanken fort: Aufwand für Ermittlung des Ehezeitanteils, Auskünfte und Teilnahme am Verfahren 
sind keine Teilungskosten.  

c) Konsequenz für mehrfache Auskünfte 

Damit folgt zwingend: 

1. Weder die erste noch eine zweite oder dritte Auskunft nach § 220 Abs. 4 FamFG berechtigt den 
Versorgungsträger dazu, zusätzliche oder erhöhte Teilungskosten nach § 13 VersAusglG anzuset-
zen. Die Auskunftserteilung – auch mehrfach – bleibt außerhalb des Anwendungsbereichs von § 13 
VersAusglG.  

2. § 13 VersAusglG erlaubt nur eine einmalige Verrechnung angemessener Teilungskosten pro intern 
zu teilendem Anrecht – unabhängig davon, wie viele Auskünfte im Verfahren erteilt wurden. 

3. Wenn Sonderberechnungen außerhalb der gesetzlichen Auskunftspflicht verlangt werden (z.B. Al-
ternativberechnungen mit anderem Rechnungszins), kann der Versorgungsträger dafür ggf. ein ge-
sondertes Entgelt verlangen – aber nicht als „Teilungskosten“ i.S.v. § 13 VersAusglG, sondern ggf. als 
gesonderte Vergütung, die über Kostenrecht / Beauftragung durch das Gericht abgewickelt wird 
(vgl. OLG Hamm 4 WF 206/14).  

3. Zusammenfassung für die Praxis 

• Zumutbare Häufigkeit: 

o Der Versorgungsträger muss alle Auskünfte erteilen, die nach § 220 Abs. 4 FamFG für eine 
sachgerechte Entscheidung erforderlich sind – auch mehrfach (z.B. Erst-Auskunft, aktuali-
sierte Auskunft nach Jahren, ergänzende Auskunft bei externer Teilung). 

o Darüberhinausgehende Sonderwünsche des Gerichts (Alternativ-Zinssätze, spezielle Szena-
rien) sind nur gegen Kostenübernahme (nicht kostenfrei) zu erfüllen. 

• Kostenseite / § 13 VersAusglG: 

o Auskunftsaufwand (egal wie oft) ist kein Anwendungsfall von § 13 VersAusglG. 

o Es gibt nur eine (angemessene) Teilungskostenposition pro intern geteiltem Anrecht, unab-
hängig von der Zahl der Auskünfte. 

o Mehrfache Auskünfte → keine mehrfachen Teilungskosten. 

http://www.kaffeerundeva.de/
https://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/rvRecht/04_GRA_Sonstige/VersAusglG/pp_0001_25/gra_versausgl_p_0013.html
https://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/rvRecht/04_GRA_Sonstige/VersAusglG/pp_0001_25/gra_versausgl_p_0013.html
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=dbd368a74849d042b31b99fb2358055e&nr=59557&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/dadbc663-9420-47be-b9c6-f77fa8cad7eb
https://nrwe.justiz.nrw.de/olgs/hamm/j2018/13_UF_31_17_Beschluss_20180829.html?utm_source=chatgpt.com
https://nrwe.justiz.nrw.de/olgs/hamm/j2015/4_WF_206_14_Beschluss_20150219.html?utm_source=chatgpt.com


Kaffeerunde VA  19.11.2025 
Zumutbarkeit von Mehrfachauskünften 

der Versorgungsträger 

 

 

Fragestellung: Kann das Gericht die Gerichtskosten für den VA erhöhen, wenn 
mehrfach Auskünfte zum VA erforderlich werden? 

 

Kurze Zusammenfassungt: 

• Nur weil das Gericht mehrfach Auskünfte nach § 220 FamFG einholt, darf es die Gerichtskosten 
für den Versorgungsausgleich nicht automatisch erhöhen. 

• Eine Erhöhung kommt nur in echten Ausnahmefällen über § 50 Abs. 3 FamGKG in Betracht – und 
diese Norm wird sehr restriktiv angewandt. 

• Für bloße Auskunftsschreiben an Versorgungsträger im laufenden VA-Verfahren fallen keine zu-
sätzlichen Gerichtsgebühren an. 

1. Wie entstehen Gerichtskosten im Versorgungsausgleich? 

Für den Versorgungsausgleich gilt § 50 FamGKG: 

• § 50 Abs. 1 FamGKG: In Versorgungsausgleichssachen beträgt der Verfahrenswert 
für jedes Anrecht 10 % des in drei Monaten erzielten Nettoeinkommens der Ehegatten 
(mindestens insgesamt 1.000 €).  

• Die Gerichtskosten ergeben sich dann aus diesem Verfahrenswert nach der Gebührentabelle (An-
lage 2 FamGKG). 

• Dieser Verfahrenswert hängt vom Einkommen und der Anzahl der Anrechte ab – nicht davon, wie 
oft das Gericht Auskünfte einholt. 

Zusätzlich gibt es: 

• § 50 Abs. 2 FamGKG: Für eigenständige Verfahren über Auskunftsansprüche (z.B., wenn ein Ehe-
gatte isoliert Auskunft zum VA einklagt) gilt ein Regel-Verfahrenswert von 500 €.  

Ganz wichtig ist die Unterscheidung: 

Der verfahrensrechtliche Auskunftsanspruch des Gerichts gegen die Versorgungsträger nach § 220 Abs. 1, 
4 FamFG ist kein eigenes Verfahren und löst weder gesonderte Gerichts- noch Anwaltsgebühren aus. Das 
stellt die Kommentarliteratur zu § 50 Abs. 2 FamGKG ausdrücklich klar. 

Hartmann, Kostengesetze online § 50 FamGKG Rn 12: 

E. Höherer oder niedrigerer Wert, III 

„Es handelt sich um dieselbe Regelung wie bei §§ 44 III, 45 III, 47 II, 48 III, 49 II, 51 III 2 (eingeschränkt). 
Vgl daher bei § 44 III. Es kommt ganz auf den Einzelfall an, Brdb FamRZ 19, 915, Nürnb FamRZ 16, 561. III 
gilt zB beim Ausbleiben eines Versorgungsausgleichs, Celle FamRZ 20, 364, Hbg MDR 12, 1229, Naumb 
FamRZ 14, 1809, und bei §§ 33, 34, VersAusglG, Celle FamRZ 12, 1812, Nürnb FamRZ 16, 561, AG Bln-
Schöneb JB 11, 90, aM Zweibr FamRZ 12, 242, oder bei einem kleinen Ausgleichswert und bei geringstem 
Zeitaufwand, Hbg FamRZ 11, 1813, Hamm FamRZ 12, 1751. Das Unterhaltsverfahren bietet keine guten 
Vergleichswerte, Saarbr FamRZ 13, 148, Schlesw RR 12, 327. Bei bloßer Fälligkeitsfrage können je An-
wartschaft 1000 EUR angemessen sein, Ffm FamRZ 12, 640. Eine Geringfügigkeit nach § 18 VersAusglG 
erfordert nicht stets eine Herabsetzung nach III, Mü FamRZ 12, 1973. Die Bedeutung des Anrechts kann 
aber auch zB eine Verdoppelung des Mindestwerts erfordern, Zweibr NZFam 14, 278.“ 
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Dieter Meyer in: Meyer, GKG/FamGKG 2020, 17. Auflage 2019, § 50 FamGKG, Rn. 16 (Juris) 

„Abs. 3: Die Billigkeitsregel des Abs. 3 bezieht sich nicht auf die Fälle einer vom Durchschnitt abweichen-
den Einkommens- oder Vermögenssituation, sondern lediglich auf Umfang, Bedeutung und Schwierigkeit 

der Sache (OLG Koblenz JurBüro 2011, 305; OLG Stuttgart NJW 2010, 2221), jeweils m.w.N.). Eine Herab-
setzung kommt deshalb nur in Betracht, wenn der Prüfungsaufwand des Gerichts gering ist und der Re-
gelwert außer Verhältnis zum Wert der auszugleichenden Anrechte steht (OLG Hamm FamRZ 2012, 
1751) oder wenn die Feststellung, dass ein Versorgungsausgleich wegen einer bindenden Vereinbarung 
der Ehegatte nicht stattfindet, keinen besonderen Aufwand erfordert, so dass es beim Mindestwert nach 
Abs. 1 Satz 2 belassen werden kann (KG MDR 2012, 1347 = BeckRS 2012, 20196 = FamRZ 2013, 
149 (LS); OLG Hamburg MDR 2012, 1229 = BeckRS 2012, 199173 = FamRZ 2013, 149 (LS)). Grundsätzlich 
besteht allerdings kein Anlass vom Regelwert abzuweichen, weil zu berücksichtigende Anrechte 
nach § 18 VersAusglG nicht ausgeglichen werden (OLG Stuttgart FamRZ 2011, 994.) Eine Heraufsetzung 
bis zu einem Doppel des Verfahrenswertes kann im Einzelfall wegen des durch die Prüfung des gesetzli-
chen Unterhaltsanspruchs auftretenden hohen Verfahrensaufwandes in Betracht kommen (OLG Saarbrü-
cken FamRZ 2013 148.)“ 

 

2. Kann das Gericht den Verfahrenswert (und damit die Gerichtskosten) wegen mehrfacher 
Auskünfte erhöhen? 

a) Im „normalen“ Versorgungsausgleich (Folgesache im Scheidungsverbund) 

Hier gilt § 50 Abs. 1 FamGKG – und daneben § 50 Abs. 3 FamGKG: 

Ist der nach Abs. 1 und 2 bestimmte Wert nach den besonderen Umständen des Einzelfalls unbillig, kann 
das Gericht einen höheren oder niedrigeren Wert festsetzen.  

Die Rechtsprechung betont aber: 

• § 50 Abs. 3 FamGKG ist eine eng auszulegende Ausnahmevorschrift; er darf nur zurückhaltend ge-
nutzt werden (OLG Celle 28.10.2013 – 10 WF 350/13).  

• Typische „Mehrarbeit“ im Versorgungsausgleich (mehrere Anrechte, mehrere Auskünfte, längerer 
Schriftwechsel) ist gerade der Normalfall, den der Gesetzgeber mit dieser pauschalen Wertrege-
lung abdecken wollte.  

Daraus folgt: 

• Dass das Gericht im laufenden VA-Verfahren mehrfach Auskünfte bei den Versorgungsträgern ein-
holen muss, ist grundsätzlich kein „besonderer Umstand“, der eine Wertanhebung nach § 50 Abs. 3 
FamGKG rechtfertigt. 

• Entsprechend gibt es – soweit ersichtlich – keine Rechtsprechung, die allein wegen mehrfacher 
Auskünfte nach § 220 FamFG den Verfahrenswert des Versorgungsausgleichs erhöht und das als 
zulässig begründet. 

Wenn ein Gericht den Verfahrenswert im VA nur mit der Begründung erhöhen würde, man habe „so viel 
Arbeit mit den Auskünften gehabt“, wäre das angreifbar (Beschwerde gegen die Wertfestsetzung, § 55 Fam-
GKG). 

b) Eigene Auskunftsverfahren (z.B. isolierter Auskunftsantrag zum VA) 

Anders sieht es bei selbständigen Auskunftsansprüchen zum Versorgungsausgleich aus: 

• Nach § 50 Abs. 2 FamGKG ist der Regelwert 500 €. 

• Die Haufe-Kommentierung weist aber darauf hin, dass § 50 Abs. 3 FamGKG auch hier gilt und der 
Wert nach oben angepasst werden kann, u. a. wenn:  
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o die Auskunftseinholung einen großen zeitlichen Aufwand erfordert, 

o ein hoher Kostenaufwand nötig ist oder 

o der Versorgungsträger im laufenden Verfahren wiederholt neue Auskünfte erteilt, die je-
weils geprüft werden müssen. 

Das betrifft aber nur das eigene Auskunftsverfahren (z.B. Auskunftsklage eines Ehegatten), nicht die 
schlichte Nutzung von § 220 FamFG im sowieso anhängigen Versorgungsausgleich. 

3. Praxis-Antwort 

In einem typischen Szenario – Versorgungsausgleich als Folgesache der Scheidung, das Gericht holt mehr-
fach Auskünfte bei Versorgungsträgern ein – gilt: 

• Nein, allein wegen mehrfacher Auskünfte nach § 220 Abs. 4 FamFG darf das Gericht die Gerichts-
kosten für den Versorgungsausgleich nicht „draufschlagen“. 

• Die Gerichtskosten hängen am Verfahrenswert nach § 50 Abs. 1 FamGKG, und dieser richtet sich 
nach Einkommen und Anzahl der Anrechte. 

• Eine Korrektur nach § 50 Abs. 3 FamGKG ist nur bei wirklicher Unbilligkeit gedacht und wird laut 
OLG-Rechtsprechung restriktiv gehandhabt – bloß mehrfach eingeholte Auskünfte sind dafür nor-
malerweise nicht genug.  

Ausnahme: Führt ihr ein gesondertes Auskunftsverfahren (z.B. isolierter Auskunftsantrag zum VA), kann das 
Gericht den dortigen Regel-Verfahrenswert von 500 € ausnahmsweise anheben, wenn die Auskunftseinho-
lung objektiv besonders aufwendig ist und z.B. wiederholt umfangreiche neue Auskünfte der Versorgungs-
träger zu prüfen sind. Das hat aber mit der „normalen“ Nutzung von § 220 FamFG im Verbundverfahren 
nichts zu tun.  
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